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Achtung!

Diese Broschiire gibt eine grobe Ubersicht iiber die wichtigsten gesetz-
lichen Rechte und Pflichten der Mietvertragsparteien. Sie dient lediglich
der allgemeinen Information. Zu konkreten mietrechtlichen Problemen
dirfen weder das Justizministerium noch — auBerhalb eines Gerichts-
verfahrens — die Gerichte Stellung nehmen.

Wenn Sie in lhrem speziellen Fall weitere Fragen haben oder Rechts-
beratung wiinschen, wenden Sie sich bitte an Angehérige der rechts-
beratenden Berufe, insbesondere an eine Rechtsanwaltin oder einen
Rechtsanwalt, sowie die &rilichen Mietervereinigungen oder Organi-
sationen der Haus- und Grundeigentimer.



Die Rechtsbeziehungen zwischen Mieterinnen und Mietern auf der
einen Seite sowie Vermieterinnen und Vermietern auf der anderen Seite
bestimmen sich in erster Linie nach dem Mietvertrag. Sind die vertrag-
lichen Regelungen unvollsténdig oder weichen sie unzuldssigerweise
von Mieter schitzenden Vorschriften ab, greifen erganzend die gesetz-
lichen Regelungen ein, insbesondere §§ 535 ff. des Biirgerlichen Ge-
setzbuches. Diese Vorschriften sind durch das Mietrechtsreformgesetz,
das am 1. September 2001 in Kraft getreten ist, neu gefasst worden.

A. ZUSTANDEKOMMEN DES MIETVERHALTNISSES

Fir das Zustandekommen eines Mietverhdliisses ist ein Vertrag zwi-
schen der Mieterin oder dem Mieter auf der einen Seite und der Ver-
mieterin oder dem Vermieter auf der anderen Seite erforderlich. In dem
Mietvertrag missen zumindest die konkrete Wohnung, die Héhe der
Miete sowie der Beginn des Mietverhdltnis angegeben werden. Der Ver-
trag muss nicht unbedingt schriftlich geschlossen werden. Ausreichend ist
auch eine mindliche Vereinbarung. Ausnahmen bestehen fir den Zeit-
mietvertrag (s. hierzu B. |.) mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr
sowie fir den Staffel- und den Indexmietvertrag (s. hierzu C. IlI).



B. BEENDIGUNG DES MIETVERHALTNISSES - KUNDIGUNG

Die Beendigung eines Mietverhdltnisses ist gesetzlich unterschiedlich

ausgestaltet, je nachdem, ob es sich um

B ein Mietverhdltnis auf bestimmte Zeit (befristeter Mietvertrag, Zeit-
mietvertrag) oder

B ein Mietverhdltnis auf unbestimmte Zeit (unbefristeter Mietvertrag)
handelt.

I. Mietverhdéltnisse auf bestimmte Zeit

Ein Mietverhdlinis iber Wohnraum kann fiir eine bestimmte, fest verein-

barte Zeit — zum Beispiel fir ein Jahr, fir finf Jahre, aber auch fir zehn

Jahre - eingegangen werden. Voraussetzung ist, dass fir die Vermie-

terin oder den Vermieter ein Befristungsgrund besteht. Ein Befristungs-

grund ist gegeben, wenn die Vermieterseite

B die Réume als Wohnung fiir sich, ihre Familienangehérigen oder An-
gehérige ihres Haushalts nutzen will,

B in zulassiger Weise die Rdume beseitigen oder so wesentlich andern
oder instand setzen will, dass die MaBnahmen durch eine Fortset-
zung des Mietverhdltnisses erheblich erschwert wirden, oder

B die Raume an einen zur Dienstleistung Verpflichteten vermieten will
(Werkmietwohnung).

Den Befristungsgrund muss die Vermieterin bzw. der Vermieter der Mie-
terseite bei Vertragsschluss schriftlich mitteilen. Anderenfalls gilt das
Mietverhéltnis als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Das Mietverhdltnis endet grundsatzlich mit Ablauf der vertraglich befris-
teten Mietzeit. Die Mieferin bzw. der Mieter hat aber einen Auskunfts-
anspruch gegen die Vermieterseite Uber das Fortbestehen des Befris-
tungsgrundes: Frithestens vier Monate vor Ablauf des Zeitmietvertrages
kann die Mieterin oder der Mieter verlangen, dass die Vermieterseite
innerhalb eines Monats mitteilt, ob der Befristungsgrund noch besteht.
Erfolgt die Mitteilung durch die Vermieterseite spater, kann die Mieterin
bzw. der Mieter eine Verlangerung des Mietvertrages um den Zeitpunkt
der Verspatung verlangen. Besteht der Befristungsgrund nicht mehr oder
tritt er erst spater ein, kann die Mieterin oder der Mieter eine Verldange-
rung des Mietvertrages auf unbestimmte Zeit bzw. um einen entspre-

chenden Zeitraum verlangen.



Achtung!

Ein Mietverhdltnis auf bestimmte Zeit, das beim In-Kraft-Treten des Miet-
rechtsreformgesetzes am 1. September 2001 bereits bestand, richtet
sich weiterhin nach bisherigem Recht.

Danach endet ein Mietverhélinis iber Wohnraum fir eine bestimmte,
fest vereinbarte Zeit ebenfalls grundsétzlich mit Ablauf dieser vertrag-
lich befristeten Mietzeit. Die Mieterin oder der Mieter kann jedoch
durch eine schriftliche Erklérung, die dem Vermieter spétestens zwei
Monate vor Beendigung des Mietverhdltnisses zugehen muss, die Fort-
setzung des Mietverhdlinisses auf unbestimmte Zeit verlangen. Das Fort-
setzungsverlangen fihrt allerdings nicht zu einer Verléngerung, wenn
die Vermieterin oder der Vermieter ein berechtigtes Interesse an der
Beendigung des Mietverhéltnisses hat. (Hierfir gelten im Grundsatz die-
selben Voraussetzungen wie bei der ordentlichen Kindigung - verglei-
che hierzu in diesem Kapitel unter Il. 3.).

Weiterhin kann die Mieterin bzw. der Mieter nach altem Recht die
Fortsetzung grundsétzlich auch unter den gleichen Voraussetzungen ver-
langen, die bei Kindigung eines unbefristeten Mietverhdltnisses die
Anwendung der Sozialklausel erméglichen (vergleiche hierzu in diesem
Kapitel unter II. 4).

Wichtig:

Die Fortsetzung des Mietverhdltnisses kann beispielsweise nicht ver-

langt werden,

B wenn die Mieterin oder der Mieter ausnahmsweise keinen
Kindigungsschutz genief3t (vergleiche hierzu in diesem Kapitel unter
IIl. 3. ,Ausnahmen vom Kiindigungsschutz”) oder

B wenn ein so genannter Zeitmietvertrag ohne Fortsetzungsanspruch
abgeschlossen worden ist.

Voraussetzung fiir einen solchen Zeitmietvertrag nach altem Recht ist, dass

B das Mietverhélinis fir nicht mehr als finf Jahre eingegangen ist,

B die Vermieterseite der Mieterin oder dem Mieter bei Abschluss des
Mietvertrages schriftlich mitgeteilt hat, dass sie nach Ablauf des
Vertrages die Rdume als Wohnung fir sich, die zu ihrem Hausstand
gehérenden Personen oder ihre Familienangehérigen nutzen oder
sie die RGume in zuldssiger Weise beseitigen bzw. grundlegend um-
bauven oder instand setzen will, und

B die Vermieterseite der Mieterin oder dem Mieter drei Monate vor
Ablauf der Mietzeit das Weiterbestehen ihrer urspringlichen
Verwendungsabsicht schriftlich mitgeteilt hat.
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Verzégert sich dagegen die von der Vermieterseite beabsichtigte Ver-
wendung der RGume ohne ihr Verschulden, so kann die Mieterin oder
der Mieter eine Verldngerung des Mietverhéltnisses um einen entspre-
chenden Zeitraum verlangen. Wiirde hierdurch die Daver des Mietver-
héltnisses finf Jahre ibersteigen, so kann die Mieterin oder der Mieter
die Fortsetzung des Mietverhdltnisses auf bestimmte Zeit verlangen.

Il. Mietverhéilinisse auf unbestimmte Zeit

Soll ein unbefristeter Mietvertrag iber Wohnraum aufgel&st werden, so
gibt es keine Probleme, wenn sich beide Teile einverstandlich Gber den
Zeitpunkt der Beendigung einigen. Anderenfalls endet ein Mietverhailt-
nis nur, wenn es durch eine der beiden Vertragsparteien wirksam ge-
kindigt wird.

Folgende Punkte miissen beachtet werden:
1. Schriftform der Kindigung
2. Gesetzliche Kiindigungsfristen
3. Kindigungsschutz auf Mieterseite
4, Sozialklausel - Widerspruchsrecht der Mieterseite
bei besonderen Hartefallen

1. Schriftform der Kiindigung

Die Kiindigung muss schriftlich erfolgen. Die Erkldrung der Kiindigung
muss eigenhdndig unterschrieben sein. Eine Bevollmdchtigte oder ein
Bevollméchtigter muss grundsatzlich die Vollmacht vorlegen. Anderen-
falls kann die Kiindigung unwirksam sein, wenn der andere Teil die Kiin-
digung aus diesem Grunde unverziglich zurickweist. Ist der Miet
vertrag von mehreren Personen auf der Seite einer Vertragspartei ab-
geschlossen worden — z. B. von Ehepartnern —, so kann die Kindigung
grundsatzlich nur von allen bzw. gegeniber allen erklart werden.
Kindigt die Vermieterseite, soll sie die Mieterin oder den Mieter auf die
Méglichkeit sowie auf die Form und Frist eines Widerspruchs nach der
so genannten Sozialklausel (s. unten zu Ziffer 4) rechtzeitig hinweisen.
Anderenfalls kénnen die Mieterin oder der Mieter der Kindigung unab-
hangig von der gesetzlichen Zweimonatsfrist bis zur Beendigung des
Mietverhdltnisses noch im ersten Termin eines Rdumungsrechtsstreits

widersprechen.



2. Gesetzliche Kindigungsfristen

Ein Mietverhélinis kann grundsétzlich nur unter Einhaltung bestimmter
gesetzlicher Fristen gekindigt werden. Fir die von der Mieterseite aus-
gesprochene Kiindigung betrdgt die Kindigungsfrist grundsatzlich drei
Monate. Kindigt die Vermieterin oder der Vermieter, richtet sich die
Kindigungsfrist nach der Daver der Uberlassung des Wohnraums an
die Mieferseite. Je langer die Wohnung von der Mieterseite bereits be-
wohnt ist, um so lénger sind die Kindigungsfristen fir die Vermieter-
seite.

Kindigungsfristen

Mieterinnen und Mieter
grundsdatzlich drei Monate

Vermieterin oder Vermieter
Mietdaver Frist
bis funf Jahre
mehr als funf Jahre

drei Monate
sechs Monate

mehr als acht Jahre neun Monate

Vorsicht:

Die Kindigungserklérung muss spdtestens am dritten Werktag eines
Monats dem Vertragspartner zugegangen sein, damit dieser Monat bei
der Berechnung der Kiindigungsfrist noch beriicksichtigt werden kann.
MaBgebend ist nicht das Absenden der schriftlichen Kindigungser-
klérung, sondern deren Zugang beim Vertragspartner. Daher kann es
sich empfehlen, die Kindigung per Einschreiben mit Rickschein zu
iibersenden oder persénlich abzugeben und sich quittieren lassen.

Beispiele: Die Kindigung einer Mieterin oder eines Mieters, die der
Vermieterseite am 3. Februar 2006 zugeht, wird am 30. April 2006 wirk-
sam. Die Kindigung einer Vermieterin oder eines Vermieters, die am 3.
Februar 2006 der Mieferseite zugeht, wird je nach Mietdauer zum 30.
April 2006, zum 31. Juli 2006 oder zum 31. Oktober 2006 wirksam.
Wenn die Kindigung verspatet zugeht, wird sie dadurch aber nicht
unwirksam. Es verschiebt sich lediglich der Zeitpunkt der Beendigung
des Mietverhéltnisses um einen Monat.



Kénnen die gesetzlichen Fristen im Mietvertrag abweichend
festgelegt werden?

Bei Wohnraum, der nur zum vorilbergehenden Gebrauch iberlassen ist
(z. B. wahrend einer langeren Reise der Vermieterin oder des Vermie-
ters), kann eine kirzere Kindigungsfrist fir beide Vertragsteile verein-
bart werden. Bei méblierten Wohnréumen gelten grundsatzlich die nor-
malen Kindigungsfristen. Nur wenn es sich um einen Teil der von der
Vermieterseite selbst bewohnten Wohnung handelt, der nicht dauerhaft
der Mieterseite nebst Familie oder Personen, mit denen sie einen auf
Daver angelegten gemeinsamen Haushalt fihrt, Gberlassen wird, kann
spatestens am 15. eines Monats fir den Ablauf dieses Monats gekin-
digt werden. Im Ubrigen ist eine Vereinbarung, die von den gesetzli-
chen Kindigungsfristen zum Nachteil der Mieterseite abweicht, unwirk-
sam.

Achtung!

Bei den o.g. Kiindigungsfristen handelt es sich um die gekiirzten Fristen
aufgrund des Mietrechtsreformgesetzes, das am 1. September 2001 in
Kraft getreten ist. Soweit die Kindigung nach dem 1. September 2001
ausgesprochen worden ist, gelten die neven Kiindigungsfristen grund-
sdtzlich auch fir zu diesem Zeitpunkt bereits bestehende Mietvertrége.
Eine Ausnahme ergibt sich allerdings dann, wenn vor dem In-Kraft-
Treten der Mietrechtsreform durch Vertrag eine andere Kindigungsfrist
von den Mietvertragsparteien wirksam individualvertraglich vereinbart
worden war. Haben die Parteien in Altmietvertrdgen durch allgemeine
Geschdftsbedingungen vereinbart, dass sich die dreimonatige
Kiindigungsfrist (fiir beide Parteien) nach fiinf, acht und zehn Jahren seit
der Uberlassung des Wohnraums um jeweils drei Monate verléngert,
gilt fir den Mieter die abgekirzte gesetzliche Frist, wenn die Kin-
digung dem Vermieter nach dem 31. Mai 2005 zugeht.

3. Kiindigungsschutz auf Mieterseite
Eine Kindigung seitens der Vermieterin oder des Vermieters kann bei
der vertragstreuen Mietpartei nur erfolgen, wenn ein berechtigtes Inte-

resse an der Beendigung des Mietverhdltnisses besteht.
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Wichtig:
Die Griinde hierfiir miissen bereits im Kiindigungsschreiben genannt
sein! Nicht erwédhnte Grinde werden nur beriicksichtigt, wenn sie spé&-

ter entstanden sind.

Wann im Einzelnen ein solches berechtigtes Interesse besteht, ist im Ge-
setz beispielhaft aufgezahlt. Es ist vor allem in folgenden Féllen gegeben:
B Die Mieterseite hat ihre vertraglichen Verpflichtungen schuldhaft
nicht unerheblich verletzt.
Beispiel: Die Mieterin oder der Mieter feiert trotz Beanstandung
wiederholt in der Wohnung bis spdt in die Nacht Feste oder zahlt
Uber langere Zeit hinweg mit Absicht oder aus Nachlassigkeit nur
mit monatelangen Verspétungen die Miete.

B Die Vermieterseite bendtigt die Raume als Wohnung fir sich, fir
Familienangehérige oder fir Angehérige des Haushalts (Eigenbe-
darfskiindigung).

B Die Vermieterin bzw. der Vermieter wirde durch die Fortsetzung des
Mietverhdltnisses an einer angemessenen wirtschaftlichen Verwer-
tung des Grundsticks gehindert und dadurch erhebliche Nachteile
erleiden (Verwertungskindigung).

Beispiel: Ein abbruchreifes Gebdude soll durch einen Neubau
ersetzt werden.

Vorsicht:

Werden die Wohnrdume nach der Vermietung in Eigentumswohnungen
umgewandelt und verduBert, kann die Erwerberin bzw. der Erwerber
der Mieterseite gegeniiber eine Eigenbedarfs- oder (nach nevem Recht
auch) Verwertungskiindigung erst nach Ablauf von drei Jahren seit der
VeréufBBerung wirksam aussprechen (Sperrfrist). Erfolgte die Umwand-
lung der vermieteten Wohnung nebst anschlieBender VercuBerung vor
dem 1. Januar 2007 kénnte in Nordrhein-Westfalen nach der am 19.
September 2006 gedinderten sogenannten Kiindigungssperrfristverord-
nung des Landes noch eine léngere Sperrfrist (ldngstens jedoch bis zum
31. Dezember 2009) gelten. Néheres kénnen Sie der Ubergangsrege-
lung in § 3 Sétze 3 bis 5 der Kiindigungssperrfristverordnung, abge-
druckt im Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Nordrhein-
Westfalen (GV.NRW 2006, Seite 461), entnehmen.

Neben den aufgefihrten Beispielen sind durchaus noch andere Grinde
fir ein berechtigtes Interesse der Vermieterseite an der Beendigung des
Mietverhéltnisses denkbar. Sie missen aber in ihrer Bedeutung vom
gleichen Gewicht sein wie die im Gesetz aufgefihrten Beispielsfélle.

10



Ausnahmen vom Kiindigungsschutz

Ein berechtigtes Interesse fir die Kindigung braucht die Vermieterseite

dagegen nicht nachzuweisen

a) bei Wohnraum, der nur zu voribergehendem Gebrauch vermietet ist
(z.B. Ferienwohnung),

b) bei Wohnraum in einem Studenten- oder Jugendwohnheim,

c) bei Wohnraum, den eine juristische Person des ffentlichen Rechts
(z.B. eine Gemeinde) oder ein anerkannter privater Trager der
Wohlfahrtspflege angemietet hat, um ihn Personen mit dringendem
Wohnbedarf zu iberlassen, wenn sie bei Vertragsschluss auf die
Zweckbestimmung des Wohnraums und auf die Ausnahme vom Kiin-
digungsschutz hingewiesen worden sind,

d) bei einer Wohnung in einem von ihr selbst bewohnten Geb&ude mit
nicht mehr als zwei Wohnungen (z.B. Einliegerwohnung),

e) bei mabliertem Wohnraum in der von ihr selbst bewohnten Woh-
nung, sofern dieser der Mietpartei und ihrer Familie oder anderen
Personen, mit denen sie einen auf Daver angelegten gemeinsamen
Haushalt fishrt, nicht daverhaft Gberlassen wird.

In den beiden letztgenannten Fallen verldngern sich die Kindigungs-

fristen gegeniiber den normalen Fristen um drei Monate. Die Vermie-

terin bzw. der Vermieter muss sich im Kindigungsschreiben auf dieses

Sonderkiindigungsrecht berufen.

Wichtig:
Die Ausnahmen vom Kiindigungsschutz gelten grundsétzlich auch fir
das Verhdltnis Mieter/Untermieter!

4. Sozialklausel - Widerspruchsrecht der Mietpartei bei be-
sonderen Hértefdllen

Selbst wenn die Vermieterseite die Kindigung rechtswirksam ausge-
sprochen hat, kann die Mieterseite noch widersprechen und die Fort-
setzung des Mietverhdlinisses verlangen, wenn die Beendigung fir sie,
ihre Familie oder einen anderen Angehdrigen ihres Haushalts eine be-
sondere Harte bedeuten wirde, die auch unter Wirdigung der Inte-
ressen der Vermieterseite nicht zu rechtfertigen ist.

Eine besondere Harte liegt insbesondere dann vor, wenn angemessener
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschafft werden
kann. Es sind aber auch andere Griinde denkbar, so z.B. hohes Alter
oder schwere Krankheit; ma3gebend sind jeweils die Umstande des
Einzelfalls.



Die Voraussetzungen und die Durchfihrung des Widerspruchs sind

im Einzelnen gesetzlich geregelt. Mieterinnen und Mieter sollten ins-

besondere wissen, dass

B der Widerspruch schriftlich erklart werden muss und

B das Widerspruchsschreiben spdatestens zwei Monate vor Beendi-
gung des Mietverhélinisses der anderen Vertragspartei zugegan-
gen sein muss.
Beispiel: Ist die Kindigung der Vermieterin oder des Vermieters
am 3. Januar 2006 zum 31. Mdarz 2006 erfolgt, muss das Wider-
spruchsschreiben der Mietpartei spatestens am 31. Januar 2006
der Vermieterseite zugehen.
Hat die Vermieterseite allerdings nicht auf die Méglichkeit des
Widerspruchs sowie auf dessen Form und Frist hingewiesen, kann
die Mietpartei den Widerspruch auch noch im ersten Termin eines

Raumungsrechtsstreits erklaren.

Ein Widerspruch ist dagegen ausgeschlossen

B bei nur zu vorilbergehendem Gebrauch vermietetem Wohnraum
(z. B. Ferienwohnungen)

B bei mobliertem Wohnraum, der Teil der von der Vermieterin bzw.
dem Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist, sofern der Wohn-
raum der Mieterseite nicht zum dauernden Gebrauch mit der
Familie oder (nach neuem Recht auch) mit anderen Personen iber-
lassen ist, mit denen sie einen auf Daver angelegten gemeinsamen
Haushalt fihrt,

B bei Wohnraum, den eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts
oder (nach neuem Recht auch) ein anerkannter privater Trager der
Wohlfahrtspflege angemietet hat, um ihn Personen mit dringen-
dem Wohnungsbedarf zu Gberlassen, wenn die Mieterseite bei
Vertragsschluss auf die Zweckbestimmung des Wohnraums und
die Ausnahme von der Méglichkeit des Widerspruchs hingewie-
sen worden ist.

B wenn ein Grund vorliegt, der die Vermieterseite zur auBerordent-
lichen fristlosen Kindigung berechtigt.

lll. Die auf3erordentliche fristlose Kiindigung

Neben der bereits beschriebenen so genannten ordentlichen Kindi-
gung kénnen die Vertragsparteien das Mietverhéltnis auch auBer-
ordentlich fristlos kiindigen, d. h., vorzeitig beenden, wenn ein wich-
tiger Grund vorliegt.
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So kann die Mieterseite auf3erordentlich fristlos kiindigen,

wenn ihr der vertragsgeméfle Gebrauch der Wohnung ganz oder
teilweise nicht rechtzeitig gewahrt oder wieder entzogen wird,
wenn die Wohnung so beschaffen ist, dass die Benutzung mit einer
erheblichen Gesundheitsgefdhrdung verbunden ist,

wenn der Hausfrieden durch den Vertragspartner nachhaltig gestért
wird, so dass der Mieterin bzw. dem Mieter unter Beriicksichtigung
aller Umstdnde des Einzelfalles, insbesondere eines Verschuldens
der Vertragsparteien und unter Abwdgung der beiderseitigen In-
teressen, eine Fortsetzung des Mietverhdlinisses nicht mehr zuge-
mutet werden kann,

wenn ihr eine Vertragsfortsetzung unter Bericksichtigung aller
Umstdnde des Einzelfalles, insbesondere eines Verschuldens der
Vertragsparteien, und unter Abwdgung der beiderseitigen Interessen
aus anderen Griinden nicht mehr zumutbar ist.

Die Vermieterseite kann auerordentlich fristlos kiindigen,

wenn die Mietpartei die Mietsache in erheblichem Mafle gefchrdet,
indem sie ihre Sorgfaltspflichten vernachlassigt,

wenn die Mietpartei die Mietsache unbefugt einem Dritten zum Ge-
brauch iberlasst,

wenn die Mietpartei fir zwei aufeinander folgende Termine in Hohe
von mindestens einer Monatsmiete oder bei einem Mietriickstand fir
mehr als zwei aufeinanderfolgende Termine mit einem nicht uner-
heblichen Teil der Miete in Verzug geraten ist,

wenn die Mieterin bzw. der Mieter den Hausfrieden nachhaltig stért,
so dass unter Beriicksichtigung aller Umsténde des Einzelfalles, ins-
besondere eines Verschuldens der Vertragsparteien und unter Abwa-
gung der beiderseitigen Interessen, eine Fortsetzung des Mietver-
héltnisses bis zum Ablauf der Kiindigungsfrist oder bis zur sonstigen
Beendigung des Mietverhdltnisses nicht mehr zumutbar ist,

wenn der Vermieterseite unter Bericksichtigung aller Umsténde des
Einzelfalles, insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien und
unter Abwdgung der beiderseitigen Interessen, eine Fortsetzung des
Mietverhdltnisses bis zum Ablauf der Kindigungsfrist oder bis zur sonsti-

gen Beendigung des Mietverhdltnisses nicht zugemutet werden kann.
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Bei der auBerordentlichen fristlosen Kindigung von Wohnraum aus
wichtigem Grund sind die Kindigungsgrinde im Kindigungsschreiben

anzugeben.

Wichtig:
Eine Vereinbarung, wonach die Vermieterin oder der Vermieter berech-
tigt sein soll, aus anderen als den im Gesetz genannten Griinden frist-

los zu kiindigen, ist unwirksam!

IV. RGdumungsschutz

Wird die Mieterseite durch gerichtliches Urteil zur R&umung der
Wohnung verurteilt, so kann ihr das Gericht auf Antrag oder von Amts
wegen eine den Umstdnden nach angemessene Raumungsfrist gewdh-
ren. Das Gleiche gilt, wenn sich die Mieterseite in einem gerichtlichen
Vergleich zur RGumung der Wohnung verpflichtet hat. Der Rdumungs-
aufschub kann auf Antrag verlangert werden, darf jedoch insgesamt
nicht mehr als ein Jahr betragen. Ist die Gewdhrung von Rdumungs-
schutz nicht méglich (z. B. bei einem Zeitmietvertrag) oder kommt eine
Verldngerung nicht mehr in Betracht, so kénnen die Mieterinnen und Mie-
ter nur in besonderen Harteféllen durch das Vollstreckungsgericht noch
Vollstreckungsschutz erlangen. Der Antrag hierzu ist grundsétzlich spg-
testens zwei Wochen vor dem festgesetzten RGumungstermin zu stellen.

C. MIETERHOHUNG

Bei nicht preisgebundenen Wohnungen kénnen die Mietvertrags-

parteien grundsétzlich eine Mieterhdhung frei vereinbaren. Kommt eine

solche Vereinbarung nicht zustande, dirfen die Vermieterin oder der

Vermieter das Mietverhaltnis nicht zum Zwecke der Mieterhdhung kin-

digen. Stattdessen stellt das Gesetz der Vermieterseite einen Anspruch

auf Zustimmung der Mieterin oder des Mieters zu einer gerechtfertigten

Mieterhdhung zur Seite. Die Regelungen fir Mieterhdhungen gelten

aber nicht fir

B mablierten Wohnraum in der von der Vermieterseite selbst be-
wohnten Wohnung, sofern dieser nicht zum dauernden Gebrauch fiir
eine Familie oder an andere Personen iiberlassen ist, mit denen die
Mieterin oder der Mieter einen auf Dauer angelegten gemeinsamen
Haushalt fihrt,

B Wohnraum zum voribergehenden Gebrauch (z.B. Ferienwohnung),

B Wohnraum in einem Studenten- oder Jugendwohnheim,

B Wohnraum, den eine juristische Person des &ffentlichen Rechts oder
ein anerkannter privater Tréger der Wohlfahrtspflege angemietet

hat, um ihn Personen mit dringendem Wohnungsbedarf zu iberlas-
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sen, wenn die Mieterseite bei Vertragsschluss auf die Zweckbestim-
mung des Wohnraumes und die Ausnahme von den Schutzvor-

schriften hingewiesen worden ist.

I. Mieterhohung bis zur Vergleichsmiete

Bei nicht preisgebundenen Wohnungen kann die Vermieterseite von der

Mieterin oder dem Mieter unter folgenden Voraussetzungen Zustim-

mung zur Erhdhung der Miete verlangen:

B Die bisherige Miete ist seit mindestens finfzehn Monaten un-
verdndert. Dabei bleiben Erhdhungen aufgrund baulicher MaB-
nahmen sowie gestiegener Betriebskosten auBer Betracht.

B Die Erhdhung darf nicht durch Vereinbarung der Mietvertragspar-
teien ausgeschlossen sein. Dies wird in der Regel der Fall sein, wenn
ein Mietverhdltnis zu einer festen Miete auf bestimmte Zeit — z.B. fir
drei Jahre — abgeschlossen wurde.

B Die Miete darf nicht in einer Vereinbarung iber eine so genannte
Staffelmiete im Voraus (vgl. hierzu in diesem Kapitel unter IIl.) fest-
gelegt worden sein.

B Die verlangte Miete darf die so genannte ortsibliche Vergleichsmiete
nicht Ubersteigen. Diese bestimmt sich nach den Entgelten, die in der
Gemeinde oder in vergleichbaren Gemeinden fir nicht preisgebun-
denen Wohnraum vergleichbarer Art, GréBBe, Ausstattung, Beschaf-
fenheit und Lage in den letzten vier Jahren — von Erhéhungen wegen
baulicher MaBBnahmen sowie von Betriebskostenerhdhungen abge-
sehen — vereinbart worden sind.

B Die so genannte Ausgangsmiete darf sich innerhalb eines Zeit-
raumes von drei Jahren allenfalls um 20 Prozent erhdhen. Erho-
hungen wegen Modernisierungsmaf3nahmen oder Steigerungen der
Betriebskosten bleiben dabei unbericksichtigt.

Beispiel: Soll zum 1. Januar 2006 die Miete auf die ortsibliche
Vergleichsmiete angehoben werden, so ist die am 2. Januar 2003
gezahlte Miete als Ausgangsmiete zugrunde zu legen. Die seit diesem
Zeitpunkt vorgenommenen Mieterhéhungen — mit Ausnahme von Erho-
hungen wegen Modernisierungsmafinahmen oder Steigerung der
Betriebskosten — sind in Anrechnung zu bringen. Ist also z. B. danach
die Miete bereits um 20 v. H. angehoben worden, so kommt eine neu-
erliche Mieterhdhung nicht in Betracht. Ist die Miete dagegen seit dem
maBgeblichen Zeitpunkt um 10 v. H. angestiegen, so kann sie mit Wir-
kung vom 1. Januar 2006 noch um weitere 10 v. H. erhdht werden.
Dies gilt selbst dann, wenn die dann zu zahlende Miete unter der orts-
blichen Vergleichsmiete liegt.



Wie muss das Verlangen auf Mieterhhung gestellt werden?

Eine Mieterhdhungserklarung muss die so genannte Textform einhalten.

Das bedeutet, dass die Erklarung nicht unbedingt unterschrieben sein

muss. Allerdings muss sich aus der Erklarung eindeutig ergeben, dass

es sich nicht nur um einen Entwurfstext handelt und dass sie von der

Vermieterin oder dem Vermieter stammt. Méglich sind daher auch

Mieterhdhungen per Telefax oder per E-Mail. Zur Begriindung kann die

Vermieterseite insbesondere Bezug nehmen auf

B einen Mietspiegel,

M eine Auskunft aus einer Mietdatenbank,

B ein mit Griinden versehenes Gutachten eines 5ffentlich bestellten und
vereidigten Sachverstdndigen oder

B entsprechende Entgelte fir mindestens drei identifizierbare Ver-
gleichswohnungen, wobei dies auch weitere Wohnungen der Ver-
mieterseite sein kénnen.

Bei einem Mietspiegel handelt es sich um eine Ubersicht iber die
ortsibliche Vergleichsmiete, die von der Gemeinde oder von Interessen-
vertretungen der Vermieter und Mieter (Mietervereine sowie Haus- und
Grundbesitzervereine) erstellt oder anerkannt worden ist. Von einem
qualifizierten Mietspiegel spricht man, wenn er nach anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsdtzen erstellt und von der Gemeinde oder von
den Interessenvertretungen der Vermieter und Mieter anerkannt worden
ist. Ist ein solcher Mietspiegel aktuell und enthélt er Angaben fir die
Wohnung, muss die Vermieterseite in dem Mieterhdhungsverlangen
zwingend diese Angaben mitteilen. Dies gilt z. B. auch dann, wenn die
Vermieterseite zur Begrindung des Mieterhchungsverlangens auf ent-
sprechende Entgelte fir mindestens drei Vergleichswohnungen Bezug
nimmt.

Eine Mietdatenbank ist eine zur Ermittlung der ortsiblichen Vergleichs-
miete fortlaufend gefilhrte Sammlung von Mieten, aus der Auskiinfte
gegeben werden, die fir einzelne Wohnungen einen Schluss auf die
ortsibliche Vergleichsmiete zulassen. Gefihrt werden kann die Miet-
datenbank von der Gemeinde oder von Interessenvertretungen der
Vermieter und Mieter gemeinsam. Mietdatenbanken sind zurzeit aber
noch nicht weit verbreitet.
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Welche Méglichkeiten haben die Mieterinnen und Mieter,
um auf das Mieterhéhungsverlangen zu reagieren?

Mieterinnen und Mieter haben zunéchst eine Uberlegungsfrist bis zum

Ablauf des zweiten Kalendermonats, der auf den Zugang des Miet

erhdhungsverlangens folgt. Wéhrend dieser Frist haben sie folgende

Méglichkeiten:

1. Sie kénnen dem Erhdhungsverlangen zustimmen. Die erhdhte Miete

wird dann vom Beginn des dritten Kalendermonats an geschuldet,
der auf den Zugang des Erhéhungsverlangens folgt. Dies gilt auch
im Falle einer gerichtlichen Verurteilung der Mieterin bzw. des
Mieters.
Beispiel: Das Erhchungsverlangen geht der Mieterin oder dem Mie-
ter am 15. April 2006 zu. Daraufhin lauft eine Uberlegungsfrist bis
zum 30. Juni 2006. Die héhere Miete ist erstmals fir Juli 2006 zu
entrichten.

2. Sie kdnnen das Mietverhélinis aufBerordentlich spdtestens bis zum
Ablauf des zweiten Monats nach dem Zugang der Erhdhungs-
erklarung zum Ablauf des iberndchsten Monats kiindigen (Sonder-
kindigungsrecht). Die Mieterhdhung tritt dann fir die restliche Zeit
des Mietverhaltnisses nicht ein. Zwischen dem Zugang des Erhoh-
ungsverlangens und dem Ende des Mietverhdltnisses liegen somit
mindestens vier, héchstens jedoch finf Monate. Wahrend dieser Zeit
tritt keine Mieterhéhung ein.

Beispiel: Bei Zugang des Mieterhdhungsverlangens im April 2006
kann die Mieterseite bis zum Ablauf der Uberlegungsfrist am 30.
Juni 2006 zum 30. August 2006 kindigen.

3. Die Mieterin oder der Mieter verweigert die Zustimmung oder auBert
sich nicht. Die Vermieterseite ist dann berechtigt, innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf der Uberlegungsfrist Klage auf Erteilung der
Zustimmung zu erheben. Das Gericht prift daraufhin, ob die ver-
langte Miete ortstblich und das Erhdhungsverlangen insgesamt
berechtigt ist. Ist die Klage dagegen nicht rechtzeitig erhoben wor-
den, so wird das Mieterhdhungsverlangen unwirksam.



Il. Vereinfachte Verfahren zur Mieterh6hung

Vereinfachte Verfahren zur Mieterhdhung sieht das Gesetz bei Moder-

nisierungsmafBnahmen sowie fir die Umlage gestiegener Betriebskosten

vor.

1. FGhrt die Vermieterseite bauliche Mafnahmen zur nachhaltigen

Erhdhung des Gebrauchswerts der Wohnung, zur Verbesserung der
Wohnverhdlnisse oder zur nachhaltigen Einsparung von Energie
oder Wasser durch, so kann die Jahresmiete um 11 Prozent der auf-
gewendeten Kosten erhdht werden. Stattdessen ist aber auch eine
Mieterhdhung bis zur so genannten ortsiblichen Vergleichsmiete
maglich.
Wichtig: Die Vermieterseite muss sich alle Leistungen anrechnen las-
sen, die sie aus offentlichen Mitteln, von der Mieterin bzw. von dem
Mieter oder von Dritten erhalten hat. Bei Abschluss einer Staffel-
mietvereinbarung (siehe hierzu in diesem Kapitel unter IIl.) kommt
eine Mieterhdhung nicht in Betracht!

2. Bei einer Betriebskostenpauschale ist die Vermieterseite berechtigt,
Erhdhungen der Betriebskosten anteilig auf die Mieterin oder den
Mieter umzulegen, soweit dies im Mietvertrag vereinbart ist. Be-
triebskosten sind z.B. die Grundsteuer, die Kosten der StraBenrei-
nigung, der Wasserversorgung, der Millabfuhr, der Heizung usw.
Wichtig: ErmaBigen sich die Betriebskosten, so ist die Miete vom
Zeitpunkt der ErmaBigung an entsprechend herabzusetzen. Die Er-

maBigung ist der Mieterin oder dem Mieter unverziiglich mitzuteilen.

Uber Vorauszahlungen von Betriebskosten, die nur in angemessener
Hohe vereinbart werden dirfen, muss die Vermieterseite eine jahrliche
Abrechnung vorlegen. Die Abrechnung ist der Mieterin oder dem Mie-
ter spdtestens bis zum Ablauf des zwdlften Monats nach Ende des
Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Ver-
mieterseite mit Nachforderungen ausgeschlossen, es sei denn, die Ver-
mieterseite frifft an der Verspatung kein Verschulden. Auch die Miet-
partei hat Einwendungen gegen die Abrechnung spdtestens bis zum
Ablauf des zwslften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach dieser Zeit kann sie Einwendungen nicht mehr geltend machen,
es sei denn, sie trifft an der verspdteten Geltendmachung keine Schuld.
Nach einer Abrechnung der Betriebskostenvorauszahlungen kann jede
Mietvertragspartei eine Anpassung der Betriebskosten auf eine ange-
messene Hohe vornehmen. Hierzu bedarf es einer entsprechenden
Erklérung in Textform (zum Begriff s. o.).
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Wie muss die Erh6hung geltend gemacht werden und ab
wann ist sie wirksam?

Das Erhdhungsverlangen ist nur giltig, wenn es in Textform oder durch
ein unterzeichnetes Schreiben erfolgt (zum Begriff s. 0.).

Bei der Mieterhohung wegen baulicher MaBnahmen muss die Erklérung
auch die Berechnung der Erhéhung der Miete aufgrund der entstande-
nen Kosten mit Erlduterungen enthalten. Wirksam wird diese Mieter-
hohung mit Beginn des dritten Monats nach dem Zugang der Erkléarung.
Die Frist verlangert sich allerdings um sechs Monate, wenn die Vermie-
terseite der Mieterin oder dem Mieter die zu erwartende Erhdhung der
Miete nicht spatestens drei Monate vor Beginn der MaBBnahme mitge-
teilt hat oder wenn die tatsdchliche Mieterhhung mehr als 10 Prozent
hoher ist als die mitgeteilte.

Ist eine Betriebskostenpauschale vereinbart, muss bei der Mieterhdhung
wegen gestiegener Betriebskosten der Grund fiir die Erhéhung der Um-
lage in der Erklarung bezeichnet und erldutert werden. Diese Mieter-
héhung wird mit Beginn des auf die Erklarung folgenden Gbernéchsten
Monats wirksam. Erhdhungen der Betriebskosten kénnen grundsatzlich
auch riickwirkend umgelegt werden, héchstens jedoch fir den Beginn
des der Erklarung vorausgehenden Kalenderjahres. Voraussetzung ist
allerdings, dass die Vermieterseite innerhalb von drei Monaten, nach-
dem sie von der Erhéhung erfahren hat, das Mieterhdhungsverlangen
stellt.

Wichtig:

Wird die Miete wegen einer ModernisierungsmaBnahme erhéht, besteht
ebenfalls — wie bei einem Mieterh6hungsverlangen bis zur ortsiiblichen
Vergleichsmiete — ein Sonderkiindigungsrecht (vergleiche C | Nr. 2).

lil. Staffel- und Indexmiete

Bei der Staffelmiete vereinbaren die Mietvertragsparteien schriftlich,
wann kinftig die Miete um welchen Betrag steigt. Zwischen den ein-
zelnen Mieterhdhungen muss zumindest ein Jahr liegen. Die jeweilige
Monatsmiete oder der jeweilige Erhdhungsbetrag muss betragsméBig

ausgewiesen werden. Die Angabe von Prozentsdtzen genigt nicht.



Wichtig:

Mieterinnen und Mieter kénnen nicht gezwungen werden, eine Staf-
felmietvereinbarung abzuschlieBen oder einen bestehenden Mietvertrag
auf eine Staffelmiete umzustellen. Ist eine Staffelmiete vereinbart und
wird der Mieterin oder dem Mieter im Laufe des Vertragsverhdltnisses
die Miete zu hoch, so kann der Mietvertrag grundsétzlich gekindigt wer-
den. Eine Vereinbarung, die das Kindigungsrecht der Mieterin oder des
Mieters fir mehr als vier Jahre seit Abschluss der Staffelmietvereinbarung
ausschlieBt, ist unwirksam. Neben den vereinbarten Mieterhéhungen
sind Erhéhungen zur Angleichung an die ortsiibliche Vergleichsmiete und

zur Abgeltung baulicher ModernisierungsmaBnahmen nicht zuléssig.

Bei der Indexmiete vereinbaren die Mietvertragsparteien schriftlich,
dass die Miete durch den vom Statistischen Bundesamt ermittelten
Preisindex fir die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland
bestimmt wird. Auch hier muss zwischen den einzelnen Mieterhdhungen
ein Jahr liegen. Eine Anderung der Miete muss die Vermieterseite zumin-
dest in Textform (zum Begriff s. 0.) geltend machen. Dabei sind die ein-
gefretene Anderung des Preisindexes sowie die jeweilige Miete oder
die Erhdhung in einem Geldbetrag anzugeben. Die gednderte Miete ist
vom Beginn des Uberndchsten Monats nach dem Zugang der Erhé-
hungserklarung an zu entrichten.

Wichtig:

Neben einer Indexmiete ist eine Erh6hung der Miete zur Angleichung
an die ortsibliche Vergleichsmiete nicht zuldssig. Mieterh6hungen we-
gen Modernisierungsmaf3nahmen sind nur insoweit méglich, als die
Vermieterseite bauliche Maf3nahmen aufgrund von Umsténden durch-
gefihrt hat, die sie nicht verschuldet hat.

IV. Kostenmiete und Mieterhdhung bei preisgebundenen
Wohnungen

Besondere Regelungen bestehen bei preisgebundenen Wohnungen (so
genannten Sozialwohnungen und anderen mit Mitteln aus &ffentlichen
Haushalten geférderten Wohnungen). Diese Wohnungen diirfen nicht ge-
gen ein hoheres Entgelt zum Gebrauch Gberlassen werden, als zur
Deckung der laufenden Aufwendungen (Kapital- und Bewirtschaftungs-
kosten) erforderlich ist (Kostenmiete). Mieterhhungen sind nur zuldssig,
wenn sich laufende Aufwendungen ohne Verschulden der Vermieterseite
erhoht haben (z. B. hhere Verzinsung der ffentlichen Baudarlehen,
Wegfall oder Herabsetzung von Zins- oder Tilgungshilfen aus &ffent-
lichen Mitteln, héhere Ansdtze fir Instandhaltungs- oder Verwaltungs-

kosten). Hohere Betriebskostenvorauszahlungen und die Nachfor-
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derung des durch die Vorauszahlungen nicht gedeckten Umlegungs-
betrages kdnnen nur geltend gemacht werden, wenn die Betriebskosten
(z. B. die Grundsteuer, Entwdsserung oder Miillabfuhr, Heizungskosten)
gestiegen sind.

Eine wirksame Erhdhung setzt eine schrifiliche Erklarung der Vermieter-
seite voraus. Die Erklarung muss eine Berechnung mit Erléuterungen ent-
halten. AuBerdem ist eine Wirtschaftlichkeitsberechnung oder eine Zu-
satzberechnung zur letzten Wirtschaftlichkeitsberechnung beizufigen.
Der Mieterin oder dem Mieter ist auf Verlangen ggf. Einsicht in die fir
die Erhhung maBgeblichen Unterlagen zu geben. In Zweifelsfallen
kann sich die Mieterseite wegen der Hohe der Kostenmiete auch an die
rilich zustandige Behdrde wenden.

Grundsatzlich gilt: Geht die Erklarung der Vermieterseite bis zum
15. eines Monats bei der Mietpartei ein, wird die Erhéhung zum Ersten
des folgenden Monats wirksam, sofern nicht langere Fristen vereinbart
sind. Geht die Erklgrung erst nach dem 15. eines Monats zu, so wird
die Erhdhung erst am Ersten des Gberndchsten Monats wirksam. Ist die
Mieterseite mit einer Mieterhdhung nicht einverstanden, kann sie spdte-
stens am dritten Werktag des Monats, von dem ab die Miete erhoht
werden soll, zum Ablauf des nachsten Monats kiindigen. In diesem Fall
braucht sie bis zur Beendigung des Mietverhdlnisses nicht die erhdhte
Miete zu zahlen.

Achtung! Wenn die Forderzusage fir die Wohnung nach dem
31.12.2002 erteilt wurde (Stichtag gilt fir Nordrhein-Westfalen), dann
ist anstelle der Bestimmungen Uber die Kostenmiete das allgemeine
Mieterhdhungsrecht anwendbar (s.o. C | bis bis lll, Seite 14 bis 19). Die
Vermieterseite darf jedoch nicht mehr als die ,héchstzulassige Miete”
verlangen, die in der Foérderzusage bestimmt ist. Die in der
Férderzusage enthaltenen Bestimmungen tber die hochstzulassige
Miete und das Bindungsende missen im Mietvertrag angegeben wer-
den.

D. WOHNUNGSMODERNISIERUNG

Die Modernisierung von Wohnungen ist ein wichtiges Anliegen der
Wohnungs- und Stadtebaupolitik mit dem Ziel, altere Wohnungen zeit-
geméaBen Wohnbedirfnissen anzugleichen. Sie bringt fir die Vermieter-
seite einen erheblichen finanziellen Aufwand und bereitet der Miet-
partei wegen der BaumaBnahmen in der Regel zunéchst Unannehm-

lichkeiten. Folgendes sollten beide Vertragsteile wissen:
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Duldungspflicht der Mieterseite

Die Mieterin oder der Mieter muss grundsatzlich MaBnahmen zur Ver-
besserung der gemieteten RGume oder sonstiger Teile des Gebdudes,
zur Einsparung von Energie oder Wasser sowie zur Schaffung neuen
Wohnraums dulden. Dies gilt aber nicht, wenn die Modernisierungs-
maBnahmen fir die Mieterseite, ihre Familie oder einen anderen Ange-
hérigen ihres Haushalts eine Harte bedeuten wirde, die auch unter
Wirdigung der berechtigten Interessen der Vermieterseite und anderer
Mieterinnen und Mieter in dem Gebdude nicht zu rechtfertigen ist. Bei
der Abwdgung, ob eine Harte vorliegt, sind insbesondere die vorzu-
nehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene Aufwen-
dungen der Mieterseite und die zu erwartende Erhdhung der Miete zu
bericksichtigen. Die zu erwartende Mietsteigerung bleibt im Rahmen
der Abwagung jedoch unbericksichtigt, wenn die Mietwohnung durch
die MaBnahmen lediglich an den géngigen Standard angepasst wer-
den soll.

Modernisierungsmaf3nahmen mit nicht unerheblichen Ein- und Auswir-
kungen auf die Mietrdume oder die Miethdhe hat die Vermieterseite der
Mieterin oder dem Mieter drei Monate vor deren Beginn nach Art,
voraussichtlichem Umfang, Arbeitsbeginn und voraussichtlicher Dauer
zumindest in Textform (zum Begriff s. 0.) mitzuteilen. Ebenso ist inner-
halb dieser Frist die zu erwartende Mieterhhung mitzuteilen. Ohne
diese Unterrichtung — auch iber die zu erwartende Erhéhung der Miete
— brauchen Mieterinnen und Mieter schon aus formellen Grinden die
MaBnahmen nicht zu dulden!

Soweit die Mieterin oder der Mieter aber derartige MaBnahmen dulden
muss, besteht das Recht, bis zum Ablauf des néchsten Monats, der auf
den Zugang der Mitteilung folgt, auBerordentlich fir den Ablauf des
ndchsten Monats zu kindigen.

Neben diesem Kindigungsrecht ergeben sich folgende

Rechte fur die Mieterseite:

B Mieterinnen und Mieter kénnen von der Vermieterseite Ersatz von
Aufwendungen verlangen, die ihnen durch die Modernisierung ent-
stehen. Solche Aufwendungen kénnen z. B. sein: Kosten fiir die Ein-
lagerung von Mébeln und Hausrat, die Reinigung der Wohnung, die
Montage von Beleuchtungskérpern und Vorhéngen, das Wiederauf-
stellen der Mébel, unter Umstanden auch fir notwendig gewordene
Schénheitsreparaturen. Ist der Mieterin oder dem Mieter wegen der
BaumaBnahmen ein Verbleib in der Wohnung nicht mehr zumutbar,
so kann auch Ersatz der Kosten fir eine voribergehende anderwei-
tige Unterbringung, unter Umstanden auch in einem Hotel, verlangt
werden.
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B In allen Féllen missen die Aufwendungen aber durch die Moder-
nisierung erforderlich geworden und den Umstdnden nach auch
angemessen sein. Fir die Aufwendungen kann die Mieterin oder der
Mieter sogar einen Vorschuss verlangen.

B st wahrend der Modernisierung die Nutzung der Wohnung erheb-
lich beeintrachtigt, so kann die Mieterseite die Miete angemessen
kirzen. Wenn die Wohnung Gberhaupt nicht mehr benutzt werden
kann, entféllt die Pflicht der Mietpartei, die Miete zu entrichten.

B Erleidet die Mietpartei bei der Durchfihrung der Modernisierung
einen Schaden, der von der Vermieterseite oder den von ihr beauf-
tragten Handwerkern verschuldet wurde, so kann sie Ersatz verlan-
gen.

Wichtig:
Die Modernisierung einer Wohnung bildet in der Regel keinen berech-
tigten Grund zur Kindigung durch die Vermieterseite!

Mieterhéhung infolge einer Modernisierung

Inwieweit die Vermieterseite wegen Modernisierungsmaf3nahmen die
Miete erhéhen kann und welche Folgen sich daraus ergeben, lesen Sie
unter C. II.

E. MIETKAUTION

Viele Vermieterinnen und Vermieter verlangen von der Mieterseite ent-
sprechend einer vertraglichen Abmachung eine Mietkaution, um sich
abzusichern, z. B. fiir den Fall, dass die Mieterseite keine Miete zahlt
oder die Wohnung nach dem Auszug vertragswidrig in unrenoviertem
oder beschadigtem Zustand hinterl@sst.

In der Regel hat die Mieterin oder der Mieter einen Geldbetrag bereit-
zustellen. Méglich ist als Sicherheit auch die Vorlage einer Bank-
birgschaft. Nach den gesetzlichen Vorschriften darf der Betrag das
Dreifache der monatlichen Miete nicht ibersteigen. Die als Pauschale
oder als Vorauszahlung zu entrichtenden Betriebskosten bleiben hierbei
auBBer Betracht. Die Kaution kann in drei gleichen monatlichen Teilbe-
trdgen entrichtet werden. Die erste Te|||e|stung ist zu Beginn des Miet-
verhdltnisses zu zahlen.

Wiy
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Die Vermieterin oder der Vermieter von Wohnraum hat den Geldbetrag
bei einer offentlichen Sparkasse oder bei einer Bank zu dem fir
Spareinlagen mit dreimonatiger Kiindigungsfrist iiblichen Zinssatz anzu-
legen. Zinsen werden der Kaution zugeschlagen und erhéhen die
Sicherheit. Die Vertragsparteien kdnnen auch eine andere Anlageform,

z. B. die Anlage eines Festgeldkontos, vereinbaren

Wichtig:
In beiden Féllen muss die Anlage vom Vermégen der Vermieterin oder
des Vermieters getrennt erfolgen.

Ausnahme: Eine Verzinsungspflicht besteht nicht bei der Vermietung

von Wohnraum in einem Studenten- oder Jugendwohnheim.

Die Vermieterseite muss die Mietkaution sowie die angelaufenen Zinsen
grundsétzlich nach Beendigung des Mietverhdltnisses und Auszug der
Mietpartei an diese auszahlen. Stehen der Vermieterin oder dem
Vermieter dagegen noch Forderungen gegen die Mieterseite zu, muss
innerhalb einer angemessenen, nach dem Einzelfall zu beurteilenden
Frist eine Endabrechnung vorgelegt werden.

Die Mietkaution kann von der Mieterin oder dem Mieter nicht abge-
wohnt werden!

Bei preisgebundenen Wohnungen fir die der Bewilligungsbescheid bis
zum 31.12.2002 erteilt wurde (s.o. C V), gilt folgende Besonderheit:
Eine Mietkaution darf nur als Sicherheit fir Schédden an der Wohnung
und unterlassene Schonheitsreparaturen vereinbart werden, nicht aber
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F. ANSCHRIFTENANHANG

MIETERVEREINE

Wenn Sie die Nummer O 180 5 835 835 wadahlen, meldet sich im Re-
gelfall direkt der Verein, der fir den Bereich zustandig ist, aus dem Sie
anrufen.

Deutscher Mieterbund Nordrhein-Westfalen e.V.
Oststrafle 55

40211 Diisseldorf

Tel.: 02 11 /58 6009 -0

www.deutscher-mieterbund-nrw.de

Deutscher Mieterbund
LittenstrafBe 10

10179 Berlin

Tel.: 0 30/2 23 23-0
www.mieterbund.de

SCHLICHTUNGSSTELLEN
FUR MIETSTREITIGKEITEN

Gemeinsame Mietschlichtungsstelle Disseldorf, T -
getragen vom _ D e
Mieter-Verein Diisseldorf e.V. L ¥

OststraBBe 47, 40210 Diisseldorf ‘;":i 4
Tel.: 02 11 /1 6996-0

Haus und Grund Disseldorf und Umgebung e.V.
OststraBe 162, 40210 Disseldorf
Tel.: 02 11 /1 6905 01
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Haus & Grund Deutschland

Zentralverband der Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentimer e.V.
MohrenstraBBe 33, 10117 Berlin

Tel.: 030 /202 16-0

www.haus-und-grund.de

Haus & Grund Nordrhein und Westfalen e.V.
Elisabethstrale 4, 44139 Dortmund

Tel.: 02 31 /9 58 30
www.haus-und-grund.com

Haus & Grund Ostwestfalen/Lippe

Verband der Haus-, Wohnungs- und  Grundeigentimer
Ostwestfalen/Lippe e.V.

Alter Markt 11, 33602 Bielefeld

Tel.: 05 21/9 64 30-0
www.haus-und-grund-ostw-lippe.de

Haus & Grund Ruhr e.V.
Huyssenallee 50, 45128 Essen
Tel.: 0201 /8 1066-0
www.hug-essen.de

Haus & Grund Westfalen
Landesverband Westfalischer Haus-, Wohnungs- und Grundeigentimer e.V.
Dahlenkampstrafe 5, 58095 Hagen
Tel.: 023 31 /2 90 96

www.hausgrund-westfalen.de

Haus & Grund Rheinland e.V.
Litticher StraBBe 1 - 3, 50674 Koln
Tel.: 02 21 / 25 86 70

www.hausundgrund-rheinland.de

Verband bergbaugeschadigter
Haus- und Grundeigentimer e.V.
Resser Weg 14, 45699 Herten
Tel.: 0 23 66 / 8090 -0
www.vbhg.de



lhr Recht auf unserer Seite: www.justiz.nrw.de

Im Biirgerservice des NRW-Justizportals finden Sie eine umfangreiche
Themenpalette zu zahlreichen Rechtsgebieten. Hier werden zum Beispiel
auch Informationen zur Struktur der deutschen Gerichte und zu den
Aufgaben der einzelnen Gerichtsbarkeiten angeboten. Oft gestellte
Fragen wurden nach Sachgebieten geordnet, um lhnen die Suche zu
erleichtern.

Ergdénzend wendet sich das Recht von A - Z an die Birgerinnen und
Birger; das Rechtsglossar verfolgt das Ziel, das Juristendeutsch transpa-
renter zu machen. Es enthalt wesentliche Begriffe aus der Gerichtsorgani-
sation, der Rechtsprechung und dem Strafvollzug in NRW.

Wir haben einen Kostenrisiko-Rechner eingestellt, so dass Sie die
aktuellen Gebihren berechnen kénnen. Dabei sollten Sie aber bitte be-
achten, dass der Rechner die Kosten eines gerichtlichen Verfahrens in
Zivilsachen nur Gberschlagig berechnet. Jedoch reicht dies aus, um lhnen
eine Ubersicht iber das zu erwartende Kostenrisiko zu verschaffen.

In der Rechtsprechungsdatenbank (NRW-Entscheidungen) unserer
Rechtsbibliothek sind Gber 30.000 Entscheidungen der Gerichte in
Nordrhein-Westfalen im Volltext eingestellt. Fir die Recherche auf unseren
Seiten stehen lhnen umfangreiche Suchfunktionen zur Verfigung.

27



www.justiz.nrw.de

Herausgeber:

Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen,
Justizkommunikation, 40190 Diisseldorf;

Info 13/Stand: 2007

Alle Broschiiren und Faltbldtter des Justizministeriums finden
Sie unter www.justiz.nrw.de, dort ist auch ein Online-Bestell-
Sformular eingestellt.

Telefonisch konnen Sie alle Veroffentlichungen bei Call NRW,
werktags zwischen 8.00 und 18.00 Uhr unter 0180 3 100 110
(0,09 € pro Minute) bestellen.

Druck:
jva druck+medien, Mdhlendyck 50, 47608 Geldern

av@jva-druckmedien.de

gedruckt auf 100 % Recycling hochweif3 matt



	Achtung!
	A. ZUSTANDEKOMMEN DES MIETVERHÄLTNISSES
	B. BEENDIGUNG DES MIETVERHÄLTNISSES – KÜNDIGUNG
	I. Mietverhältnisse auf bestimmte Ze
	Wichtig!
	Achtung!

	II. Mietverhältnisse auf unbestimmte Zeit
	Folgende Punkte müssen beachtet werden.
	1. Schriftform der Kündigung
	2. Gesetzliche Kündigungsfristen
	Kündigungsfristen
	Vorsicht!
	Können die gesetzlichen Fristen im Mietvertrag abweichend festgelegt werden?
	Achtung!

	3. Kündigungsschutz auf Mieterseite
	Wichtig!
	Vorsicht!
	Ausnahmen vom Kündigungsschutz
	Wichtig!

	4. Sozialklausel – Widerspruchsrecht der Mietpartei bei besonderen Härtefällen


	III. Die außerordentliche fristlose Kündigung
	So kann die Mieterseite außerordentlich fristlos kündigen.
	Die Vermieterseite kann außerordentlich fristlos kündigen.

	IV. Räumungsschutz

	C. MIETERHÖHUNG
	I. Mieterhöhung bis zur Vergleichsmiete
	Wie muss das Verlangen auf Mieterhöhung gestellt werden?
	Welche Möglichkeiten haben die Mieterinnen und Mieter, um auf das Mieterhöhungsverlangen zu reagieren?

	II. Vereinfachte Verfahren zur Mieterhöhung
	Wie muss die Erhöhung geltend gemacht werden und ab wann ist sie wirksam?

	III. Staffel- und Indexmiete
	IV. Kostenmiete und Mieterhöhung bei preisgebundenen Wohnungen
	Grundsätzlich gilt.


	D. WOHNUNGSMODERNISIERUNG
	Duldungspflicht der Mieter seite
	Neben diesem Kündigungsrecht ergeben sich folgende Rechte für die Mieterseite.
	Mieterhöhung infolge einer Modernisierung

	E. MIETKAUTION
	F. ANSCHRIFTENANHANG
	MIETERVEREINE
	SCHLICHTUNGSSTELLEN für Mietstreitigkeiten
	HAUS- UND GRUNDBESITZERVEREINE

	Impressum


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile ()
  /CalRGBProfile ()
  /CalCMYKProfile (Japan Color 2001 Coated)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /RunLengthEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /Description <<
    /ENU (Use these settings to create PDF documents with higher image resolution for high quality pre-press printing. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later. These settings require font embedding.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f30019ad889e350cf5ea6753b50cf3092542b308030d730ea30d730ec30b9537052377528306e00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /FRA <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2540 2540]
  /PageSize [566.929 822.047]
>> setpagedevice




